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Abwägung zur 26. Änderung des Flächennutzungsplans „Industriepark Elsbachtal“  
hier: Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB 
 

Nr. Behörde Stellungnahme Abwägung Beschlussvorschlag 

1. Bezirksregierung 

Arnsberg - Abt. 6 

Bergbau und Energie 

in NRW 

- - - 

2. Bezirksregierung 

Düsseldorf: Dez. 53 

Immissionsschutz - 

einschl. anlagenbezo-

gener Umweltschutz 

Hinsichtlich der Belange des Luftverkehrs (Dez. 26) ergeht folgende Stellungnahme:  

Das gegenständliche Plangebiet liegt ca. 1,7 km nördlich des Segelfluggeländes Gre-

venbroich. Beeinträchtigungen des dortigen Flugbetriebs können grundsätzlich ausge-

schlossen werden, sofern Bauhöhen von 132 m über NHN im Plangebiet nicht über-

schritten werden.  

Hinsichtlich der Belange der ländlichen Entwicklung und Bodenordnung (Dez. 33) 

ergeht folgende Stellungnahme:  

Die 26. Änderung des FNP der Stadt Jüchen „Industriepark Elsbachtal“ in der Ortslage 

Jüchen, betrifft Flächen, die im Flurbereinigungsverfahren Elsbachtal liegen.  

Die Planungen zur Ausweisung des interkommunalen Gewerbegebietes sind hier be-

kannt und werden im Rahmen der Flurbereinigung berücksichtigt. Aus Sicht der Boden-

ordnung bestehen somit keine Bedenken gegen die Planung. 

Ebenfalls bestehen aus agrarstruktureller Sicht keine Bedenken gegen die oben ge-

nannte Planung. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

  Hinsichtlich der Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4) ergeht folgende 

Stellungnahme:  

Gegen die Änderung in dem oben genannten Bereich im Regierungsbezirk Düsseldorf 

bestehen aus meiner Sicht keine Bedenken, da sich im Planungsgebiet meines Wis-

sens keine Bau- oder Bodendenkmäler befinden, die im Eigentum oder Nutzungsrecht 

des Landes oder Bundes stehen.  

Da meine Zuständigkeiten nur für Denkmäler im Eigentums- oder Nutzungsrecht des 

Landes oder Bundes gegeben sind empfehle Ich – falls nicht bereits geschehen – den 

LVR – Amt für Denk-malpflege im Rheinland –, Pulheim und den LVR – Amt für Boden-

denkmalpflege im Rheinland –, Bonn, sowie die zuständige kommunale Untere Denk-

malbehörde zur Wahrung sämtlicher denkmalrechtlicher Belange zu beteiligen. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Das LVR – Amt für Denk-

malpflege im Rheinland –, 

Pulheim, das LVR – Amt für 

Bodendenkmalpflege im 

Rheinland –, Bonn sowie 

die zuständige kommunale 

Untere Denkmalbehörde 

wurden beteiligt. Relevante 

Stellungnahmen gingen 

nicht ein. 
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  Hinsichtlich der Belange des Immissionsschutzes (Dez. 53) ergeht folgende Stellung-

nahme:  

Sachgebiet 53. 1 Immissionsschutz in der Bauleitplanung (LUP):  

Die Belange der passiv planerischen Störfallvorsorge sind bereits im konkret anstehen-

den FNP-Änderungsverfahrens angemessen thematisiert worden. Es bestehen keine 

Bedenken. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

 

  Folgende von mir zu vertretende Belange sind von der vorgestellten Planung nicht be-

rührt.  

- Belange des Verkehrs (Dez. 25)  

- Belange des Landschafts- und Naturschutzes (Dez. 51)  

- Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52)  

- Belange der Wasserwirtschaft (Dez. 54)  

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

 

3. Bundesamt für Infra-

struktur, Umwelt-

schutz und Dienst-

leistungen der Bun-

deswehr (BAIUDBw) 

Referat Infra I 3 

Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung werden 

Belange der Bundeswehr nicht berührt. 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Planung 

seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

4. Deutsche Bahn AG: 

DB Immobilien, Re-

gion West  

- - - 

5. Deutsche Glasfaser 

Holding GmbH 

im angefragten Bereich: 

3GWP+MG Jüchen, Germany 

befinden sich aktuell keine Versorgungseinrichtungen der Deutschen Glasfaser Netz 

Operating. 

Die Aktualität der beiliegenden Bestands- und Übersichtpläne kann nur für die folgen-

den 20 Arbeitstage garantiert werden. 

Für zukünftige Anforderungen von Planauskünften steht Ihnen auch unser Kontaktfor-

mular unter: https://www.deutsche-glasfaser.de/unternehmen/kontakt/planauskunft/ 

zur Verfügung. 

„Sind Trassenverlegungen notwendig, benötigt Deutsche Glasfaser mindestens 8 Wo-

chen Vorlaufzeit.“ 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

6. Deutsche Telekom 

Technik GmbH:  West 

PTI 24 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentüme-

rin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Tech-

nik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementspre-

chend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir 

wie folgt Stellung: 

 

Gegen die Planung haben wir keine Bedenken. 

7. Deutsche Telekom 

Technik GmbH: Best 

Mobile - Richtfunk-

Trassenauskunft 

deutschlandweit 

Gegen die 26. Änderung "Industriepark Elsbachtal" in Jüchen haben wir keine Ein-

wände da unsere benachbarten Richtfunkstrecken ausreichend Sicherheitsabstand ha-

ben. 

 

Die Telekom hat auch bei der Fa. Ericsson Services GmbH weitere Verbindungen an-

gemietet. Die Daten dieser Strecken stehen uns leider nicht zur Verfügung. 

 

Wir weisen darauf hin, dass diese Stellungnahme nur für Richtfunkverbindungen des 

Telekom - Netzes gilt. Bitte beziehen Sie, falls nicht schon geschehen, die Firma Erics-

son Services GmbH , in Ihre Anfrage ein. Bitte richten Sie diese Anfrage an: 

 

Ericsson Services GmbH 

Prinzenallee 21 

40549 Düsseldorf 

 

oder per Mail an 

 

bauleitplanung@ericsson.com 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Firma Ericsson Ser-

vices GmbH wurde im Rah-

men der Beteiligung gem. 

§ 4 Abs. 2 BauGB um die 

Abgabe einer Stellung-

nahme gebeten. Diese wird 

unter der lfd. Nr. 13 behan-

delt. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

8. Deutsche Telekom 

Technik GmbH: Best 

Mobile Rollout FNP 1 

Richtfunk-Trassen-

auskunft 

- - - 

9. Deutscher Wetter-

dienst - PB 24A 

Abt. Finanzen u. Ser-

vice 

 im Namen des Deutschen Wetterdienstes bedanke ich mich für die Beteiligung bei der 

26. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Jüchen.  

Die zur Verfügung gestellten Unterlagen wurden durch unsere Fachbereiche geprüft.  

Das geplante Vorhaben beeinträchtigt nicht den öffentlich-rechtlichen Aufgabenbereich 

des Deutschen Wetterdienstes. Es werden keine Einwände erhoben. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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10. DFS Deutsche Flugsi-

cherung GmbH - 

SIS/ND 

Durch die oben aufgeführte Planung werden Belange der DFS Deutsche Flugsicherung 

GmbH bezüglich §18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG) nicht berührt. Es werden daher un-

sererseits weder Bedenken noch Anregungen vorgebracht. Eine weitere Beteiligung 

am Verfahren ist nicht notwendig. 

Von dieser Stellungnahme bleiben die Aufgaben der Länder gemäß§ 31 LuftVG unbe-

rührt. 

Wir haben das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) von unserer Stellung-

nahme informiert. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

11. Die Autobahn GmbH 

des Bundes: Nieder-

lassung Rheinland 

Seitens der Autobahnniederlassung Krefeld ist mit Schreiben vom 15.05.2020 eine 

Stellungnahme zu vorbezeichneter Bauleitplanung abgegeben worden. Die darin gege-

benen Anregungen, Hinweise und Bedingungen sind auch im Rahmen des vorliegen-

den Verfahrensschrittes weiter zu beachten. 

Die Niederlassung Rheinland der Autobahn GmbH des Bundes (AdB) ist für den Betrieb 

und die Unterhaltung der nördlich des Plangebietes verlaufenden A46, Anschlussstelle 

Jüchen zuständig. 

Die in der Stellungnahme 

des Landesbetrieb Stra-

ßenbau NRW, Autobahn-

niederlassung Krefeld vom 

15.05.2020 vorgebrachten 

Ausführungen und Hin-

weise wurden zur Kenntnis 

genommen und werden in 

den weiteren Planungs-

schritten beachtet. 

Die Ausführungen und 

Hinweise werden zur 

Kenntnis genommen 

  Die vorliegenden Planungen berühren die Belange des Fernstraßen-Bundesamtes 

Leipzig (FBA). Die Beteiligung erfolgte daher durch die Autobahn GmbH des Bundes. 

Die vorbezeichnete Bauleitplanung wird beim FBA unter dem Geschäftszeichen 2022-

0078 geführt. Die Belange des FBA wurden in der vorliegenden Stellungnahme ent-

sprechend berücksichtigt: 

„Das Plangebiet der 26. Änderung des Flächennutzugsplans der Stadt Jüchen "Indust-

riepark Elbachtal" befindet sich im Nahbereich der BAB 46 und berührt daher anbau-

rechtliche Belange nach § 9 FStrG. 

Grundsätzliche Bedenken gegen den Entwurf vom 09.11.2021 bestehen aus Sicht des 

Fernstraßenbundesamtes nicht. 

Die nachfolgenden Punkte sind zu beachten: 

Längs der Bundesautobahnen dürfen Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 

40 Meter gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn nicht errichtet wer-

den, § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 FStrG. 

Gemäß § 9 Abs. 2 FStrG bedürfen bauliche Anlagen der Zustimmung des Fernstraßen-

Bundesamtes, wenn sie längs der Bundesautobahnen in einer Entfernung bis zu 100 

Meter und längs der Bundesstraßen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden 

Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 40 Meter, gemessen vom 

äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert oder anders ge-

nutzt werden sollen. 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

Die Anbauverbots- und An-

baubeschränkungszonen 

können nicht im FNP darge-

stellt, sondern allenfalls 

nachrichtlich übernommen 

werden, da es sich um Nut-

zungsregelungen handelt, 

die nach anderen gesetzli-

chen Vorschriften festge-

setzt sind. Da die Stadt Jü-

chen bislang auf die nach-

richtliche Übernahme der 

Anbauverbots- und Anbau-

beschränkungszonen im 

Flächennutzungsplan ver-

zichtet hat, ist eine solitäre 

Übernahme innerhalb des 
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Anlagen der Außenwerbung in Ausrichtung auf die Verkehrsteilnehmer der BAB 46 in 

einer Entfernung bis zu 40 m von Rand der befestigten Fahrbahn sind grundsätzlich 

unzulässig; in einer Entfernung von 40 bis 100 m vom Rand der befestigten Fahrbahn 

bedürfen sie - auch an der Stätte der Leistung - einer gesonderten Zustimmung des 

Fernstraßen-Bundesamtes. Dies gilt auch für die Bauphase und in Bezug auf die zum 

Bau und zur Unterhaltung der Anlagen eingesetzten Geräte und Vorrichtungen. 

Die Darstellung der Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszonen ist in die zeichne-

rische Darstellung des Flächennutzungsplans nach Möglichkeit aufzunehmen. 

Im Übrigen schließen wir uns den Aussagen des Landesbetriebs Straßenbau NRW, 

Autobahnniederlassung Krefeld vom 15.5.2020 im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 

an. 

Wir bitten um weitere Beteiligung im Verfahren sowie im nachfolgenden Bebauungs-

planverfahren.“ 

Änderungsbereichs nicht 

sinnvoll.  

Eine nachrichtliche Über-

nahme erfolgt auf der nach-

gelagerten Ebene des Be-

bauungsplans. 

Die weitere Beteiligung er-

folgt im Rahmen der Auf-

stellung des Bebauungs-

plans. 

  Grundsätzlich wird darauf hingewiesen, dass die Maßnahmen des Bedarfsplans für die 

Bundesfernstraßen sowie des Landesstraßenbedarfsplans zu berücksichtigen sind: 

-       A 46 AD Holz (A 44) - AK Neuss-W (A 57) 

Bundesverkehrswegeplan 2030 - Projekt A46-G10-NW (bvwp-projekte.de) 

Seitens der Straßenbauverwaltung weise ich darauf hin, dass eine leistungsfähige und 

sichere Anbindung an das übergeordnete Verkehrsnetz bei Realisierung des o.a. Vor-

habens in jedem Fall sicherzustellen ist. 

Die verkehrlichen Auswirkungen wurden in einer Verkehrsuntersuchung von der Inge-

nieurgesellschaft Brilon Bondzio Weiser (Schlussbericht von März 2020) analysiert. Da-

bei wurde die Ausfahrtrampe (aus der östlichen Richtung der A 46) simuliert und nach-

gewiesen, dass das Planungsvorhaben keine negativen Auswirkungen auf den Ver-

kehrsfluss an der Stelle aufweist. Die anderen drei Verflechtungsbereiche der AS Jü-

chen wurden jedoch nicht untersucht bzw. die Ergebnisse dafür in dem Bericht nicht 

dargestellt. Wir bitten Sie daher, die Verflechtungsbereiche der A 46 auf die Verkehrs-

qualität (nach HBS 2015 oder mit mikroskopischer Verkehrssimulation) im weiteren Pla-

nungsverfahren genauer zu prüfen und das Ergebnis mit der Straßenbauverwaltung 

abzustimmen. 

Im Rahmen der Verkehrs-

untersuchung wurden die 

beiden Knotenpunkte 

B 59/A 46 hinsichtlich ihrer 

Leistungsfähigkeit über-

prüft. 

Da für den nördlichen Kno-

tenpunkt inkl. der Aus-

fahrtrampe aus nördlicher 

Richtung im vorhandenen 

Ausbaustadium keine aus-

reichende Leistungsfähig-

keit bei Umsetzung der Pla-

nung des Industrieparks 

nachgewiesen werden 

konnte, wurde für beide 

Knotenpunkte (aufgrund 

des räumlichen Zusam-

menhangs) eine mikrosko-

pische Verkehrssimulation 

der Anschlussstelle durch-

geführt. Unter Berücksichti-

gung der aus diesen Er-

kenntnissen abgeleiteten 

Ausbaumaßnahmen 
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konnte eine ausreichende 

Leistungsfähigkeit des 

nördlichen Knotenpunkts 

nachgewiesen werden. 

Da für die übrigen Verflech-

tungsbereiche bei der Über-

prüfung der Leistungsfähig-

keit keine Defizite festge-

stellt wurden, wurde auf 

eine ausführliche Auswer-

tung der mikroskopischen 

Verkehrssimulation im Rah-

men des Gutachtens ver-

zichtet. 

Die Ausführungen wurden 

mit der Autobahn GmbH 

abgestimmt. Per E-Mail 

wurde bestätigt, dass unter 

der Voraussetzung, dass es 

auch nach der Umsetzung 

des Vorhabens zu keinem 

Rückstau auf den Rampen 

kommt, die Bedenken sei-

tens der Autobahn GmbH, 

Niederlassung Rheinland 

ausgeräumt sind. 

  Ich weise darauf hin, dass gegenüber der Straßenbauverwaltung weder jetzt noch zu-

künftig aus dieser Planung Ansprüche auf aktiven und/oder passiven Lärmschutz oder 

ggfls. erforderlich werdende Maßnahmen bzgl. der Schadstoffausbreitung geltend ge-

macht werden können. 

Der Straßenbauverwaltung sind erforderlich werdende externe Ausgleichs- und Ersatz-

maßnahmen mitzuteilen, um Planungskollisionen auszuschließen. 

Der Hinweis wird zur Kennt-

nis genommen. 

Im Rahmen der zweiten Of-

fenlage werden in der Be-

gründung Aussagen zum 

Ausgleichsflächenkonzept 

konkretisiert.  

 

12. Erftverband - - - 

13. Ericsson Services 

GmbH 

bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die Firma Ericsson bezüglich 

ihres Richtfunks keine Einwände oder spezielle Planungsvorgaben. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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Richtfunk-Trassen-

auskunft 

Bitte berücksichtigen Sie, dass diese Stellungnahme nur für Richtfunkverbindungen des 

Ericsson - Netzes gilt. 

Bitte beziehen Sie, falls nicht schon geschehen, die Deutsche Telekom, in Ihre Anfrage 

ein. 

Richten Sie diese Anfrage bitte an: 

Deutsche Telekom Technik GmbH 

Ziegelleite 2-4 

95448 Bayreuth 

richtfunk-trassenauskunft-dttgmbh@telekom.de 

 

Die Deutsche Telekom 

Technik GmbH wurde im 

Rahmen der Beteiligung 

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

um die Abgabe einer Stel-

lungnahme gebeten. Diese 

wird unter der lfd. Nr. 7 be-

handelt.  

14. Gemeinde Titz: FB 2 - 

Gemeinde- und Struk-

turentwicklung, Wirt-

schaftsförderung 

- - - 

15. Geologischer Dienst 

Nordrhein-Westfalen 

Landesbetrieb 

- - - 

16. Handelsverband 

Nordrhein-Westfalen -  

Rheinland e. V. 

Region Mönchenglad-

bach & Rhein-Kreis 

Neuss 

- - - 

17. Handwerkskammer 

Düsseldorf 

 

Wir beziehen zur Planung insoweit Stellung, als wir keine Bedenken vorbringen. 

Wir möchten aber herausstellen, dass wir es im Sinn der von uns vertretenen Hand-

werksbetriebe begrüßen, dass mit der im Verfahren befindlichen 10. Änderung des Re-

gionalplans Düsseldorf bei der Erweiterung des interkommunalen Gewerbegebietes 

der Städte Grevenbroich und Jüchen lediglich eine anteilige Zweckbindung für flächen-

intensive Vorhaben als GIB-Z vorgesehen ist. 

Dies kommt den Belangen des Handwerks insoweit entgegen, als Handwerksbetriebe 

in der Regel nicht unter die flächenintensiven Vorhaben gem. Ziel 2 des Kapitels 3.3.2 

RPD fallen: Weder werden i.d.R. Flächen ≥ 5 ha nachgefragt noch sind außerordentlich 

große Abstände zu schutzbedürftigen Nutzungen erforderlich. Dadurch schließt sich 

eine Inanspruchnahme durch das Handwerk nicht schon aufgrund der regionalplaneri-

schen Vorgaben aus. Wir hoffen, dass dies auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 

entsprechend umgesetzt wird. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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18. Industrie- und Han-

delskammer Mittlerer 

Niederrhein Krefeld 

Krefeld - Möncheng-

ladbach - Neuss 

Die Stadt Jüchen und die Stadt Grevenbroich haben gemeinsam mit der RWE Power 

AG ein Strukturkonzept für den Industriepark Eisbachtal erarbeitet. Die 26. FNP-Ände-

rung dient der Umsetzung dieses Konzeptes auf Jüchener Stadtgebiet. Zu der vorge-

sehenen Planung hat die Industrie- und Handelskammer Mittlerer Niederrhein bereits 

mit Schreiben vom 15. Mai 2020 positiv Stellung genommen. 

Grundlage für Wertschöpfung, Wachstum und neue Arbeitsplätze innerhalb einer Stadt 

ist die Verfügbarkeit von Gewerbeflächen. Ansässigen Unternehmen müssen Entwick-

lungs- bzw. Erweiterungsmöglichkeiten geboten werden. Gleichzeitig müssen auch Flä-

chen für Neuansiedlungen geschaffen werden. Hier liegt der Kern einer erfolgreichen 

Wirtschaftsentwicklung. Es bedarf eines quantitativ ausreichenden und qualitativ diffe-

renzierten Flächenangebots. Dies gilt insbesondere für die Städte, die einen Transfor-

mationsprozess durch den Strukturwandel im Rheinischen Revier erleben. Mit der Aus-

weisung neuer Gewerbeflächen an einer Hauptverkehrsader wird 

diesem Erfordernis Rechnung getragen. 

Der Industriepark Eisbachtal ist eine von fünf Premiumflächen für Logistik und Produk-

tion in der Region. Dies war das Ergebnis der vor 10 Jahren von der IHK, dem Rhein-

Erft-Kreis und dem Rhein-Kreis Neuss beauftragten Studie über Flächenpotenziale in 

der Logistikregion Rheinland. Mit der Aufnahme in den geltenden Regionalplan Düssel-

dorf im Jahr 2018, wurde die Fläche des Industrieparks Eisbachtal als überregional be-

deutsamer Sonderstandort für flächenintensive Vorhaben und Industrie dargestellt. Er 

soll nach den weiteren regionalplanerischen Vorgaben als bimodaler Standort interkom-

munal entwickelt werden. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

  Wie aus Ziffer 3.2 „Regionalplan" der Begründung ersichtlich wird, soll der GIB-Z „In-

dustriepark Eisbachtal" um eine ca. 92,7 ha große Fläche östlich der B59 erweitert wer-

den. Auch für die Erweiterung ist die Darstellung eines GIB-Z vorgesehen. Nach der 

Begründung soll in dem Geltungsbereich der 26. Flächennutzungsplanänderung der 

Stadt Jüchen und der 32. Flächennutzungsplanänderung der Stadt Grevenbroich keine 

Zweckbindung für flächenintensive Vorhaben festgesetzt werden. Der erforderliche An-

teil soll in der Erweiterung des GIB-Z erfolgen, die Gegenstand der 10. Regionalplanän-

derung ist. Sofern der erforderliche Bedarf für flächenintensive Vorhaben mit der wei-

teren Umsetzung der 10. Regionalplanänderung und in den nachfolgenden Flächen-

nutzungsplanverfahren gesichert wird, kann sich die IHK mit dem Vorgehen einverstan-

den erklären. 

Der Beschluss der 10. Än-

derung des Regionalplans 

ist für Juni 2022 vorgese-

hen. Mit der Änderung wird 

die Voraussetzung gege-

ben sein, dem Bedarf für 

flächenintensive Vorhaben 

östlich der B 59 gerecht zu 

werden. 

 

  Die IHK bittet darum, die Flächennutzungsplanänderung zügig durchzuführen. Im Re-

gionalplan ist der Zielgedanke eines bimodalen Standorts verankert. Die IHK bittet er-

neut darum, im weiteren Verfahren darzulegen, wie dieser Zielgedanke umgesetzt wer-

den soll. 

Die Darstellung eines GIB 

mit der Zweckbindung 

Standorte des kombinierten 

Güterverkehrs – Einrichtun-

gen zum Güterumschlag 
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und gewerbliche Betriebe 

im Güterverkehr – im Regi-

onalplan bezieht sich auf 

eine Fläche nördlich des In-

dustrieparks Elsbachtal. In-

sofern ist die Darstellung für 

die 26. Änderung des Flä-

chennutzungsplans nicht 

relevant. 

19. Jagdgenossenschaft 

Jüchen/Kelzenberg 

- - - 

20. Kreisbauernschaft 

Neuss-Mönchenglad-

bach e.V 

- - - 

21. Kreispolizeibehörde 

Rhein-Kreis Neuss 

Fachbereich Städte-

bauliche Kriminalprä-

vention 

Die Grundlage für städtebauliche Kriminalprävention bilden wissenschaftliche Untersu-

chungen bei denen ein enger Zusammenhang zwischen der Stadtplanung bzw. der 

Gestaltung von Gebäuden und der Kriminalitätsentwicklung bzw. Kriminalitätsfurcht 

festgestellt wurde.  

Ziel der städtebaulichen Kriminalprävention ist es Kriminalität mindernde Rahmenbe-

dingungen zu schaffen und dadurch allen Bürgerinnen und Bürgern ein angstfreies und 

sicheres Leben zu ermöglichen und ihr Sicherheitsempfinden positiv zu beeinflussen.  

Gefahrenanalyse  

Die Prüfung der Planungsunterlagen zur Vermeidung kriminalitätsfördernder Aspekte 

hat keine grundsätzlichen Bedenken ergeben.  

Die allgemeinen Präventionshinweise „Gewerbe“ (https://www.polizei-beratung.de/the-

men-und-tipps/staedtebau/gewerbe/) in Bezug auf die Gestaltung von Gebäuden und 

Außenanlagen sind zu berücksichtigen.  

Sollten die aufgezeigten Empfehlungen zu kriminalpräventiven Maßnahmen gesetzli-

che Vorschriften berühren, hat die Beachtung der gesetzlichen Vorschriften grundsätz-

lich Vorrang. 

Allgemeine Sicherungsempfehlungen  

Gestaltung und Pflege des Umfeldes  

Um Sichtbeziehungen nicht zu beeinträchtigen sollten Flächen und Wege gut über-

schaubar sein und nach Möglichkeit geradlinig geführt werden. Nischen, Ecken, Winkel, 

Mauervorsprünge und breite Säulen sind zu vermeiden. Zudem müssen Flächen und 

Wege bei Dunkelheit dauerhaft und ausreichend hell (mind. 20 Lux) beleuchtet sein.  

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die angeführten Präven-

tionshinweise beziehen 

sich auf die Gebäudeaus-

führung und Grundstücks-

gestaltung. Insofern sind 

diese auf der Ebene der 

Bauleitplanung bzw. des 

Flächennutzungsplans 

nicht relevant. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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Öffentliche, halböffentliche und privater Flächen sollten durch symbolische oder reale 

Barrieren (niedrige Hecken, Einfriedungen, unterschiedliche Bodenbeläge) deutlich 

voneinander abgegrenzt werden, eine klare Nutzungszuweisung sollte erkennbar sein. 

Beschilderungen und Leitsysteme mit Beschriftung oder Symbolen erleichtern die Ori-

entierung.  

Bepflanzung  

Um Sichtbeziehungen nicht zu beeinträchtigen sollten auf öffentlichen bzw. halböffent-

lichen Flächen nur niedrige Büsche (max. 80 cm) und hochstämmige Bäume (mind. 2 

m) gepflanzt werden. Bepflanzungen sollten zudem erst ab 2 m Wegabstand vorge-

nommen werden, wuchernde Begrünung ist zurückzuschneiden.  

Verkehrswege  

Für eine gegenseitige Einsehbarkeit sollten Kfz.-, Rad- und Fußwege gemeinsam er-

schlossen werden. Durch verschiedene Bodenbeläge, Farbgebung o. ä. sind die unter-

schiedlichen Nutzungen deutlich voneinander zu trennen. Straßen, Wege und Grünflä-

chen sind barrierefrei zu gestalten.  

Der Verkehrsraum ist ohne Belendwirkung und Dunkelzonen ausreichend zu beleuch-

ten. Um für gutes subjektives Sicherheitsgefühl zu sorgen, sollten das Verhalten und 

der Gesichtsausdruck einer anderen Person auf mindestens 4 m Entfernung erkennbar 

sein.  

Gebäude  

Um die "informelle Kontrolle" zu erhöhen sollten die Fernster von Gebäuden auf den 

(halb-) öffentlichen Raum und auf die Verkehrswege ausgerichtet sein. Zugänge zu 

Gebäuden sollten von den Verkehrswegen aus erkennbar bzw. ebenfalls auf die Ver-

kehrswege ausgerichtet sein.  

Verkehrsunfallprävention  

Eine Prüfung hinsichtlich verkehrsunfallvermeidender Aspekte hat nicht stattgefunden. 

Bitte wenden Sie sich im Bedarfsfall selbständig an den Fachbereich Unfallauswertung/ 

Verkehrsraumplanung bei der Kreispolizeibehörde Rhein-Kreis Neuss. Sie erhalten von 

dort ggf. eine gesonderte Stellungnahme. 

Einbruchschutz  

Nicht nur der Einbruch in eine Wohnung, auch der Einbruch in gewerbliche Objekte ist 

für viele Menschen ein schockierendes Ereignis. Neben dem finanziellen Verlust und 

den angerichteten Schäden, bleibt bei vielen Menschen ein Gefühl der Unsicherheit 

zurück.  

Die meisten herkömmlichen Fenster und Türen bieten keinen ausreichenden Schutz 

vor Einbruch. Deshalb empfiehlt die Polizei:  

Bei Fenstern und Fenstertüren im Erdgeschoss und Fenstern und Fenstertüren, 

die über Balkone, Vordächer, Anbauten, Feuerleitern usw. leicht erreichbar sind, 
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sowie bei Eingangstüren und Nebeneingangstüren sind grundsätzlich einbruch-

hemmende Elemente gemäß DIN EN 1627 mindestens in der Widerstandsklasse 

RC 2 dringend zu empfehlen.  

Ggf. sollten gewerbliche Objekte zusätzlich mit elektronischer Sicherheitstechnik (Ein-

bruch-, Überfallmeldeanlagen, Videoüberwachung) ausgestattet werden.  

Einbruchschutz ist beim Neubau wesentlich kostengünstiger zu realisieren, als 

in einer späteren Um- oder Nachrüstung.  

Zum Thema Einbruchschutz bietet die Kreispolizeibehörde Rhein-Kreis Neuss den 

Bauherren eine umfangreiche und kostenfreie Beratung an. Eine Terminabsprache 

kann unter der Rufnummer (02131) 300 - 25518 erfolgen.  

Um entsprechende textliche Hinweise z. B. im Bebauungsplan wird gebeten. Ferner 

wird angeregt bei Grundstücksverkäufen den Mindeststandard für Einbruchschutz 

durch die Kommune vertraglich festzulegen.  

Verteiler für Strom und Kommunikationstechnik sollte durch die Betreiber so abgesi-

chert werden, dass Tatvorbereitungshandlungen (Sabotage von Einbruchmeldeanla-

gen u. a.) wirkungsvoll gehemmt werden. 

22. Kreiswerke Greven-

broich 

gegen den o. g. Bebauungsplan bestehen von Seiten der Kreiswerke Grevenbroich 

GmbH keine Bedenken, wenn die Belange der Trinkwasserversorgung berücksichtigt 

werden.  

Wir gehen davon aus, dass die techn. Regelwerke, wie z. B. die DIN 1998 Unterbringen 

von Leitungen und Anlagen in öffentlichen Flächen oder das DVGW Merkblatt GW 125 

Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle, bei dem Aufstellen des Bebauungsplanes 

berücksichtigt wurden. 

Bitte informieren Sie die Kreiswerke frühzeitig, welche Firma von Ihnen mit den Tief-

bauarbeiten für die Erschließung beauftragt wird. 

Aus Gründen der Gewährleistung und zur Vermeidung von Behinderungen bei der Bau-

ausführung sollte die Leitungsverlegung zusammen mit der Erschließungsmaßnahme 

ausgeführt werden.  

Vergeben werden die Arbeiten im Namen und auf Rechnung der Kreiswerke Greven-

broich GmbH. Die Bauüberwachung, Abrechnung, Abnahme und Überwachung der 

Gewährleistung für die Verlegung der Wasserleitung erfolgt durch die Kreiswerke Gre-

venbroich GmbH. 

Aus technischen Gründen bitten wir um Zusendung des Bebauungsplanes im DXF-

Format im Koordinatensystem ETRS_1989_UTM_Zone_32N_8Stellen. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Einhaltung technischer 

Regelwerke, die Ausfüh-

rungsplanung und die 

Vergabe von Erschlie-

ßungsleistungen erfolgt im 

Nachgang des nachgela-

gerten Bebauungsplanver-

fahrens. Auf der Ebene des 

Flächennutzungsplans be-

steht kein Handlungsbe-

darf. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen.  
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23. Landesbetrieb Stra-

ßenbau NRW: Regio-

nalniederlassung Nie-

derrhein - Hauptsitz 

Mönchengladbach 

Es wird auf die bisherige Stellungnahme hingewiesen. 

Diese ist weiterhin zu beachten. 

 

Die Bundesautobahn A540 wurde zur Bundesstraße Nr. 59 abgestuft (Amtsblatt Be-

zirksregierung Düsseldorf, vom 07.05.2020). Es gelten daher die gesetzlichen Rege-

lungen für Bundesstraßen gemäß Bundesfernstraßengesetz. 

Die dort enthaltende Anbauverbotszone ist in die Bauleitplanung mit aufzunehmen und 

von Bebauung freizuhalten. 

 

Über die Anbindung an die B59 sowie die im Verkehrsgutachten beschriebenen weiter-

hin erforderlichen Maßnahmen, ist rechtzeitig vor Baubeginn eine Verwaltungsverein-

barung zwischen den Städten Jüchen und Grevenbroich und dem Landesbetrieb Stra-

ßenbau abzuschließen. Bestandteil der Vereinbarung wird die, durch ein unabhängiges 

BASt zertifiziertes Büro sicherheitsauditierte, und durch den Landesbetrieb Straßenbau 

freigegebene Ausführungsplanung sein 

 

Sämtliche Kosten, durch die Gebietsentwicklung erforderlicher Ausbaumaßnahmen, 

gehen zu Lasten der Städte Jüchen und Grevenbroich. Gleiches gilt für die Ablöse des 

zusätzlichen Unterhaltungsaufwandes, durch die hierbei entstehenden, zusätzlichen 

Verkehrsanlagen, Bauwerke und Ausstattungen. 

Die im Rahmen der frühzei-

tigen Beteiligung abgege-

bene Stellungnahme wurde 

zur Kenntnis genommen.  

Es bestanden keine grund-

sätzlichen Bedenken gegen 

die geplante Gebietsent-

wicklung. Die eingebrach-

ten Hinweise werden zur 

Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen.  

  Hinsichtlich der Belange der Bundesautobahn Nr. 46, ist die Autobahn GmbH des Bun-

des bzw. das Autobahnbundesamt zu beteiligen. 

Die Autobahn GmbH wurde 

im Rahmen der Beteiligung 

gem. § 4 Abs. 2 BauGB um 

die Abgabe einer Stellung-

nahme gebeten. Diese wird 

unter der lfd. Nr. 11 behan-

delt. 

 

  Unabhängig vom hier angesprochenen Verfahren der Bauleitplanung wird auf die Stel-

lungnahme des Landesbetriebes Straßenbau, zur 10. Änd. der Regionalplanes, der Be-

zirksregierung Düsseldorf, und die dort geäußerten Bedenken hingewiesen (Beteili-

gung Juli 2021). 

Die 10. Änderung des Regi-

onalplans und die dafür er-

forderlichen Erschließungs-

maßnahmen sind nicht Ge-

genstand des aktuellen 

Bauleitplanverfahrens. Eine 

mögliche Umsetzung ist 

bislang nicht hinreichend 

konkret, um die verkehrli-
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chen Anforderungen sach-

gerecht bestimmen zu kön-

nen. 

24. Landesbetrieb Wald 

und Holz NRW - Regi-

onalforstamt Nieder-

rhein 

Die Abwägung zu o.a. Verfahren wurde zur Kenntnis genommen. 

Die Darstellung der erforderlichen Kompensationsfläche findet erst auf Ebene der ver-

bindlichen Bauleitplanung statt. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

25. Landesbüro der Na-

turschutzverbände 

NRW: BUND 

- - - 

26. Landesbüro der Na-

turschutzverbände 

NRW: NABU 

- - - 

27. Landwirtschaftskam-

mer NRW: Kreisstel-

len Rhein-Erft-Kreis, 

Rhein-Kreis Neuss, 

Rhein-Sieg-Kreis 

Gegen die o.g. Planung der Stadt Jüchen bestehen seitens der Landwirtschaftskammer 

NRW, Kreisstelle Rhein-Kreis Neuss, Bedenken. Der im nördlichen Plangebiet wirt-

schaftende Betrieb verliert bei Verwirklichung der Planung 18,5 ha Pachtflächen durch 

das geplante Industriegebiet und weitere ca. 3 ha Eigentumsflächen durch das Anbin-

dungsohr, das sind zusammen ca. 2'2 % der Gesamtfläche des Betriebes. Wir sehen 

daher eine Existenzgefährdung dieses Betriebes. 

Auch ein zweiter Betrieb im südlichen Plangebiet verliert ca. 23,6 ha landwirtschaftlicher 

Flächen, zu einem großen Teil allerdings auf dem Gebiet der Stadt Grevenbroich gele-

gen. Nach unseren Informationen wird diesem Betrieb jedoch Ersatzland zur Verfügung 

gestellt. 

Die Bewirtschaftung der ge-

pachteten Flächen inner-

halb des Änderungsbe-

reichs war und ist lediglich 

als Zwischennutzung bis 

zur Realisierung einer ge-

werblich/industriellen Nut-

zung des Areals vorgese-

hen. Dies wurde zwischen 

Pachtgebern und -nehmern 

vor Nutzungsbeginn kom-

muniziert und in vertragli-

chen Regelungen im Rah-

men des laufenden Flurbe-

reinigungsverfahrens „Els-

bachtal“ vertraglich festge-

halten. Eine Entschädigung 

oder Bereitstellung von Er-

satzland für die Überpla-

nung von Eigentumsflä-

chen bzw. die Entschei-

dung und Abstimmung die-

Den Anregungen wird 

in Teilen gefolgt. 
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ser Maßnahmen erfolgt au-

ßerhalb des Bauleitplanver-

fahrens. Im Rahmen der 

frühzeitigen Beteiligung 

und der öffentlichen Ausle-

gung gingen keine Stel-

lungnahmen der betroffe-

nen Landwirte ein. 

  Wir bitten zu berücksichtigen, dass die Zugänglichkeit der landwirtschaftlichen Flächen 

westlich des geplanten Industriegebietes - auch für große Maschinen – uneinge-

schränkt erhalten bleibt. 

Die Zugänglichkeit der 

westlich gelegenen land-

wirtschaftlichen Flächen ist 

bereits aktuell möglich. 

Durch die Planung erfolgt 

keine Einschränkung. 

 

  Wie der Kreisstelle der Landwirtschaftskammer bekannt wurde, haben RWE, der Rhei-

nische Landwirtschaftsverband und die Landwirtschaftskammer NRW am 31.05.20211 

eine Erklärung zum Umgang mit landwirtschaftlichen Flächen im Rheinischen Braun-

kohlenrevier unterzeichnet. Unter Punkt 4 dieser Vereinbarung heißt es, dass RWE 

Power „im Rheinischen Revier über Betriebsflächen in großem Umfang" verfüge und 

dass „vorrangig betrieblich nicht mehr erforderliche Flächen (Konversionsflächen) für 

spätere gewerbliche, industrielle oder wohnungsbauliche Zwecke genutzt werden sol-

len". 

Vor diesem Hintergrund halten es für geboten zu prüfen, inwieweit die geplante Ent-

wicklung von Gewerbeflächen auf die genannten Konversionsflächen verlagert werden 

kann. 

Die Städte Grevenbroich 

und Jüchen liegen inner-

halb des Rheinischen Re-

viers, einer leistungsstar-

ken Industrie- und Wissen-

schaftsregion, die vor dem 

Hintergrund des Struktur-

wandels – insbesondere 

aufgrund der mittelfristigen 

Aufgabe des Braunkoh-

lenabbaus – vor großen 

Herausforderungen steht. 

Im Rahmen des Struktur-

wandels ist es für die Re-

gion essenziell, alternative 

Wirtschaftsbranchen zu er-

schließen, um wegfallende 

Arbeitsplätze in der Braun-

kohlenindustrie zu kompen-

sieren. Ein Baustein der ak-

tiven Gestaltung des Struk-

turwandels umfasst die Ent-

wicklung neuer Flächen für 
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gewerbliche und industri-

elle Nutzungen. Dies ist be-

reits auf der Ebene der Re-

gionalplanung vorbereitet. 

Mit der Entwicklung des In-

dustrieparks Elsbachtal 

werden die regionalplaneri-

schen Ziele umgesetzt und 

auf die steigende Nach-

frage nach großen zusam-

menhängenden Flächen in 

Verbindung mit der in die-

ser Region herrschende 

Flächenknappheit für Groß-

vorhaben und emittierende 

Betriebe reagiert. Vor die-

sem Hintergrund wird mit 

dem Industriepark Elsbach-

tal ein optimal angebunde-

ner Industriestandort ge-

schaffen, an dem auch pro-

duzierendes und verarbei-

tendes Gewerbe angesie-

delt werden kann. Eine An-

siedlung von flächeninten-

siven Gewerbe- und Indust-

riebetrieben an anderen 

Standorten im Stadtgebiet 

Grevenbroich ist aufgrund 

mangelnder Flächenverfüg-

barkeit nicht möglich. 

  Für die Berechnung des Kompensationsflächenbedarfs regen wir die Anwendung der 

„Nummerischen Bewertung von Biotoptypen für die Eingriffsregelung in NRW, 2008" 

des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) als anerkanntes 

Verfahren nach dem aktuellen Stand an. Dies bestätigt auch der Einführungserlass zum 

Landschaftsgesetz für Eingriffe durch Straßenbauvorhaben (ELES). 

Wir gehen davon aus, dass die notwendigen Kompensations- und Ausgleichsmaßnah-

men so weit möglich im Plangebiet vorgenommen werden. In diesem Zusammenhang 

Die Bilanzierungen erfolgen 

nach dem Kartierschlüssel 

des LANUV.  

Konkrete Ausgleichsmaß-

nahmen werden im Rah-

men der nachgelagerten 
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sind Dach- und Fassadenbegrünungen, Anlagen von Gehölzstrukturen und Grünstrei-

fen zu nennen. 

Wir weisen in diesem Zusammenhang darauf hin, dass nach § 15 Abs. 3 BNatSchG zu 

prüfen ist, ,,ob der Ausgleich oder Ersatz auch durch Maßnahmen zur Entsiegelung, 

durch Maßnahmen zur Wiedervernetzung von Lebensräumen oder durch Bewirtschaf-

tungs- oder Pflegemaßnahmen, die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts 

oder des Landschaftsbildes dienen, erbracht werden kann". 

Aufstellung der Bebau-

ungspläne ermittelt und 

sind nicht Gegenstand der 

vorliegenden 26. Änderung 

des Flächennutzungsplans. 

Die Hinweise zu Aus-

gleichsmaßnahmen wer-

den zur Kenntnis genom-

men und im Rahmen der 

nachfolgenden Planungs-

schritte geprüft. 

28. LVR: Amt für Boden-

denkmalpflege im 

Rheinland 

- - - 

29. LVR: Amt für Denk-

malpflege im Rhein-

land 

Abtei Brauweiler 

- - - 

30. NEW Netz GmbH - - - 

31. NEW Netz GmbH  

Grundsatzplanung 

Rhein-Kreis-Neuss 

Gegen die o. g. Änderung des Flächennutzungsplanes werden hinsichtlich der öffentli-

chen Erdgas-, Trinkwasser- und Stromversorgung grundsätzlich keine Bedenken erho-

ben. 

Eine Erschließung mit Erdgas setzt eine ausreichende Anzahl Anschlussnehmer vo-

raus. 

Ein Ausbau der Versorgungsnetze ist erforderlich, um ausreichende Kapazitäten be-

reitstellen zu können. Dieser ist auf Grund der erforderlichen Autobahn- und Eisenbahn-

kreuzungen mit entsprechenden Vorlaufzeiten zu versehen. 

Eine Versorgerfläche für eine Ortsnetzstation / Bezirksregelanlage ist ggf. zu berück-

sichtigen. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Der Ausbau der Versor-

gungsnetze erfolgt im Rah-

men der Erschließungs-

maßnahmen. Entspre-

chende Abstimmungen er-

folgen frühzeitig vor Umset-

zung. 

Eine Ortsnetzstation/ Be-

zirksregelanlage kann – so-

fern die allgemeine Zuläs-

sigkeit innerhalb eines Bau-

gebiets nicht ausreicht – 

konkret im nachfolgenden 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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Bebauungsplanverfahren 

festgesetzt werden. 

32. Niersverband - - - 

33. PVG GmbH 

Resources Service & 

Management 

- - - 

34. Rhein-Kreis-Neuss: 

Der Landrat 

Wasserwirtschaft 

Aus wasserrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen die 26. Änderung des 

Flächennutzungsplanes, 

Hinweise und Anmerkungen sind nicht erforderlich. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Den Anregungen wird 

gefolgt. 

  Bodenschutz und Altlasten 

Aus Sicht des allgemeinen Bodenschutzes bestehen gegen das Vorhaben Bedenken. 

Das Vorhaben fordert einen enormen Flächenverbrauch und die Versiegelung eines 

hervorragend hergestellten Rekultivierungsbodens. Es handelt sich dabei um einen Bo-

den mit hohem Leistungsvermögen in den Bodenfunktionen Fruchtbarkeit, Wasser-

haushalt und Filter/Puffer. 

Damit erfüllt der Boden im Plangebiet die Nutzungsfunktionen als Standort für die land- 

und forstwirtschaftliche Nutzung in hohem Maße (§ 2 Abs. 2 Nr. 3c BBodSchG). Zudem 

hat der Boden klimawandelrelevante Funktionen als Wasserspeicher; hierzu verweise 

ich auch auf die Erfordernisse des BRPH Hochwasserschutz. 

Bei den Flächen im Plange-

biet handelt es sich um re-

kultivierte Böden. In der Bo-

denfunktionsbewertungs-

karte des Rhein-Kreises 

Neuss werden diese Böden 

in die zweithöchste Klasse 

als „Boden mit hohem Leis-

tungsvermögen“ eingestuft, 

insofern zählen sie zu den 

besonders schützenswer-

ten Böden. Der Tagebau 

Garzweiler hat derzeit ca. 

40% des Jüchener Stadtge-

bietes sowie ca. 10 % des 

Grevenbroicher Stadtge-

bietes in Anspruch genom-

men. Auch wenn es sich bei 

den Rekultivierungsböden 

um besonders schützens-

werte Böden mit einem ho-

hen Leistungsvermögen 

handelt, ist die Inanspruch-

nahme dieser Böden not-

wendig, um eine adäquate 
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Entwicklung der Anrainer-

kommunen im Hinblick auf 

den notwendigen Struktur-

wandel vollziehen zu kön-

nen. Aus diesem Grund 

wird in der Abwägung die 

im Rahmen des Struktur-

wandels im Rheinischen 

Braunkohlerevier vorgese-

hene Entwicklung einer ge-

werblichen Baufläche mit 

der Option, neue Arbeits-

plätze zu schaffen höher 

gewichtet als der Erhalt der 

besonders schützenswer-

ten Böden. 

Um Risiken durch Hoch-

wasserereignisse entlang 

des Elsbaches für die Un-

terlieger des Industriepark 

Elsbachtals zu vermeiden, 

wird im Industriepark anfal-

lendes Niederschlagswas-

ser innerhalb des Ände-

rungsbereichs zurückge-

halten. Im Flächennut-

zungsplan der Stadt Gre-

venbroich wird zu diesem 

Zweck ein Symbol für eine 

Fläche für Versorgungsan-

lagen, für die Abfallentsor-

gung und Abwasserbeseiti-

gung, für Ablagerungen so-

wie für Hauptversorgungs- 

und Hauptabwasserleitun-

gen mit der Zweckbestim-

mung Abwasser darge-

stellt. Im Rahmen des nach-
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gelagerten Bebauungs-

planverfahrens wird dies 

durch ein Regenrückhalte-

becken umgesetzt. Die Di-

mensionierung wird auf die 

Rückhaltung auch bei 

Starkregenereignissen aus-

gelegt. Durch diese Maß-

nahme kann die Beein-

trächtigung des Wasser-

versickerungs- und Was-

serrückhaltevermögens 

des Bodens in angemesse-

ner Frist in einem räumli-

chen und funktionalen Zu-

sammenhang ausgeglichen 

werden. 

  Immissionsschutz 

Aus Sicht des anlagenbezogenen Immissionsschutzes bestehen zu dem o. g. Flächen-

nutzungsplanverfahren Nr. 26, Stadt Jüchen, keine Anregungen. 

Wie in der Begründung ausgeführt, wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 

das Plangebiet aus immissionsschutzrechtlicher Sicht gegliedert. 

Auch hinsichtlich des planungsrechtlich zu beachtenden Störfallrechts wird für das hier 

geplante Gebiet eine gliedernde Festsetzung auf Grundlage der Abstandsempfehlun-

gen der Kommission für Anlagensicherheit KAS 18 erforderlich. 

Bezüglich der erforderlichen Festsetzungen wird eine frühzeitige Abstimmung mit der 

Unteren Immissionsschutzbehörde des Rhein-Kreises Neuss empfohlen. 

Hinsichtlich des verkehrsbezogenen Immissionsschutzes weise ich auf die Verkehrs-

lärmbelastung im Nahbereich der Autobahn und der Bundesstraße hin. Im Zuge der 

nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung kann eine Untersuchung erfolgen und es 

können - soweit erforderlich – Lärmschutzmaßnahmen für ggf. zu errichtende schüt-

zenswerte Büro- und Aufenthaltsräume i.S.d. DIN 4109-1:2018-01, Ziff. 1 i.V.m. Ziff. 

3.16, festgelegt werden. 

Zu dem Flächennutzungsplanverfahren bestehen insoweit keine Anregungen oder Be-

denken. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die angeführten Hinweise 

werden im Rahmen der 

nachgelagerten verbindli-

chen Bauleitplanung be-

rücksichtigt. 

 

  Naturschutz und Landschaftspflege Der Umweltbericht wurde in 

Hinblick auf die Eingriffsre-

gelung entsprechend den 
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Im Umweltbericht (4) und der Begründung (4.6) wird jeweils ausgeführt, dass zum Aus-

gleich der Eingriffe in Natur und Landschaft ist im Zuge des Bebauungsplans die Inan-

spruchnahme von Ökokonten vorgesehen sei. 

Die Zuordnung von Ökopunkten erfordert entsprechend der Eingriffsregelung nach dem 

Bundesnaturschutzgesetz (anzuwenden gemäß § 1a Abs. 3 Satz 1 BauGB) und gemäß 

Ökokonto-VO NRW (für den Fall, dass ein Teil des kommenden Bebauungsplanes 

planfeststellungsersetzend ist) einen konkretisierten Eingriffstatbestand, für den die 

stufenweise Eingriffsregelung abgearbeitet worden ist und die Prüfung im Ergebnis zu 

der Möglichkeit einer Kompensation über ein Ökokonto geführt hat. 

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung nach dem BNatSchG und das dortige fach-

liche Verständnis, was ein Eingriff in Natur und Landschaft und wie er zu kompensieren 

(also zu vermeiden, auszugleichen oder zu ersetzen) ist, bilden die methodische Grund-

lage für die planerische Eingriffsregelung. 

 EZBK/Wagner, 143. EL August 2021, BauGB § 1a Rn. 80 

Die Abarbeitung der Eingriffsregelung erfordert nach BNatSchG folgende Schritte: 

1) Prüfung der Vermeidung von Eingriffen (zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff 

verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen von 

Natur und Landschaft zu erreichen), § 15 Abs. 1 BNatSchG; 

2) Prüfung von 

a) Ausgleichsmaßnahmen (Ausgleich ist gegeben, wenn und sobald die beeinträchtig-

ten Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und 

das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist),

  

b) Ersatzmaßnahmen (Ersatz ist gegeben, wenn und sobald die beeinträchtigten Funk-

tionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise her-

gestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist), 

§ 15 Abs. 2 BNatSchG.  

Die trennscharfe Abgrenzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen entfällt jedoch 

gemäß § 200a BauGB für den Anwendungsbereich des § 1a Abs. 3 BauGB. 

Die Maßgabe des § 15 Abs. 3 BNatSchG ist gemäß § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB zu 

beachten, wonach bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich genutz-

ten Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf agrarstrukturelle Belange Rück-

sicht zu nehmen ist, insbesondere sind für die landwirtschaftliche Nutzung besonders 

geeignete Böden nur im notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen. Es ist vorrangig 

zu prüfen, ob der Ausgleich oder Ersatz auch durch Maßnahmen zur Entsiegelung, 

durch Maßnahmen zur Wiedervernetzung von Lebensräumen oder durch Bewirtschaf-

tungs- oder Pflegemaßnahmen, die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts 

oder des Landschaftsbildes dienen, erbracht werden kann, um möglichst zu vermeiden, 

dass Flächen aus der Nutzung genommen werden. 

Hinweisen des Rhein-Krei-

ses Neuss überarbeitet und 

abgestimmt. 

Zum Ausgleich der Eingriffe 

in Natur und Landschaft 

wurden durch die RWE 

Power AG sowie die Kom-

mune Flächen im direkten 

Umfeld des Plangebietes 

auf die Umsetzbarkeit von 

Ausgleichsmaßnahmen hin 

überprüft. Ein Teil des Aus-

gleiches ist multifunktional 

über die notwendigen CEF-

Maßnahmen für Feldlerche, 

Rebhuhn und Bluthänfling 

vorgesehen. Bis zum Be-

bauungsplanverfahren wer-

den weitere Prüfungen zu 

Ausgleichsmaßnahmen er-

folgen. Sollten keine oder 

Ausgleichsmaßnahmen nur 

in unzureichendem Umfang 

umsetzbar sein, ist die In-

anspruchnahme von Öko-

konten vorgesehen. Dazu 

zählen kommunale Öko-

konten, das Ökokonto des 

Rhein-Kreises Neuss sowie 

Ökokonten, die im Auftrag 

der RWE Power AG durch 

die Stiftung für Rheinische 

Kulturlandschaft angelegt 

wurden.  Detaillierte Anga-

ben sind dem Umweltbe-

richt des Kölner Büros für 

Faunistik als Teil dieser Be-

gründung zu entnehmen. 
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Im Ergebnis wird deutlich, dass zunächst die Bauleitplanung mit Umweltbericht (LBP, 

Artenschutzprüfung etc.) erarbeitet werden muss, bevor Ökokontomaßnahmen dem 

bauleitplanerisch bedingten Eingriff zugeordnet werden können. Dabei ist aufgrund der 

Lage, Größe und Art des Plangebietes neben dem Eingriff in den Naturhaushalt auch 

der Eingriff in das Landschaftsbild zu bewerten. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung kann eine zahlenscharfe Bewertung 

(Quadratmeter, Ökopunkte) noch nicht erfolgen, da die konkreten Festsetzungen, aus 

denen sich die Bewertung des Eingriffs ergibt, noch nicht feststehen. 

Dessen ungeachtet muss aber schon auf Flächennutzungsplanebene - nach hiesiger 

Auffassung zumindest bei, wie vorliegend, voraussichtlich erheblichen Eingriffen - ein 

Plankonzept zum Ausgleich vorliegen. 

Es ist der Auftrag der planenden Gemeinde, dem Kompensationsinteresse gerade 

schon planerisch nachzugehen. Deshalb betont der Gesetzgeber, daß die Belange der 

Natur und der Landschaftspflege bereits in der vorbereitenden Bauleitplanung Gegen-

stand planerischer Entscheidung sein müssen. Damit wird die Gemeinde verpflichtet, 

in Wahrnehmung ihres Planungsauftrags nach § 1 III BauGB zugleich über ein Aus-

gleichs- und Ersatzmaßnahmenkonzept für die Bewältigung der antizipierten Eingriffs-

folgen zu entscheiden. Der Gesetzgeber will erreichen, daß auf den sich anbahnenden 

Konflikt unterschiedlicher Interessen konzeptionell geantwortet wird. 

 BVerwG, Beschluß vom 31.01.1997 - 4 NB 27/96, NVwZ 1997, 1213, beck-

online 

Insoweit ist es der Rechtsprechung folgend nicht ausreichend, dass - wie in Kapitel 4 

des Umweltberichtes angegeben - Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen sowie Maß-

nahmen zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen erst auf der Ebene des Be-

bauungsplans festgelegt werden. 

Für eine Berücksichtigung der Eingriffsregelung gebe ich folgende Anregungen. 

Berücksichtigung von Vermeidungsmöglichkeiten 

Mögliche Vermeidungsmaßnahmen im Plangebiet: 

- Erhalt von vorhandenen Hecken- und Gehölzstrukturen; 

- Anlage von Grünzügen (Vernetzung, Habitatstrukturen, Starkregenvorsorge, 

dezentrale Wasserwirtschaft, Erhalt von Bodenfunktionen); 

- Begrünung von Betriebsgrundstücken und Gebäuden; 

- Berücksichtigung Landschaftsbildes z.B. durch Begrenzung der Höhe bauli-

cher Anlagen oder Eingrünung. 

Ich rege an zu prüfen, ob hierzu Darstellungen im Flächennutzungsplan geboten er-

scheinen. Jedenfalls sollte aus hiesiger Sicht eine verbal-argumentative Auseinander-

setzung in der Flächennutzungsplanbegründung oder dem Umweltbericht erfolgen, mit 

Planungshinweisen für den Bebauungsplan. 

Ausgleichskonzept 
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Mögliche Aspekte für ein planerisches Ausgleichskonzept: 

- auf Flächennutzungsplanebene sollte vorliegend eine überschlägige Bilanzie-

rung erfolgen, ggf. Zuordnung nach § 5 Abs. 2a BauGB; 

- konkrete Bilanzierung erfolgt dann auf Bebauungsplanebene; 

- Multifunktionaler Ansatz: Verbindung von CEF-Maßnahmen und Eingriffsaus-

gleich; 

- Beschreibung und Verortung von Ausgleichsmaßnahmen; 

- Aussagen zum Erhalt von Biotopvernetzungsfunktionen durch geplante Aus-

gleichsmaßnahmen unter Berücksichtigung des VB-D-4905-006 (Schutzziel 

Erhaltung der offenen Ackerflur als Ausbreitungskorridor, Vernetzungsachse 

für Lebensgemeinschaften der offenen, saumreichen Ackerfluren und Zugvo-

gel-Rastgebiet) - Verknüpfung mit CEF-Maßnahmenkonzept (vgl. Ziff. 6.2 des 

Gutachtens zum Artenschutz). 

Ich rege an zu prüfen, ob hierzu Darstellungen im Flächennutzungsplan geboten er-

scheinen. Jedenfalls sollte aus hiesiger Sicht eine verbal-argumentative Auseinander-

setzung in der Flächennutzungsplanbegründung oder dem Umweltbericht erfolgen, mit 

Planungshinweisen für den Bebauungsplan. 

Zu den o.g. Fragen habe ich bereits in der frühzeitigen Beteiligung auf die Erforderlich-

keit einer Beschreibung der Grundzüge des Ausgleichskonzeptes hingewiesen. 

Überwachung 

Gegenstand der Überwachung ist nach § 4c BauGB auch die Durchführung von Dar-

stellungen nach § 1a Absatz 3 Satz 2 und von Maßnahmen nach § 1a Absatz 3 Satz 4. 

Hierzu sollten Aussagen im Umweltbericht ergänzt werden. 

Die Schlussfolgerung des Umweltberichtes, wonach sich im Zusammenhang mit der 

26. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Jüchen keine erheblichen Umwelt-

auswirkungen für die Umweltschutzgüter ergeben werden, ist nicht zutreffend. 

Da Ausgleichsmaßnahmen erforderlich sein werden - dies ist auf der Ebene der Flä-

chennutzungsplanung bereits sicher absehbar - ist die Planumsetzung mit erheblichen 

Umweltauswirkungen verbunden. Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen können - im Ge-

gensatz zu CEF-Maßnahmen - nicht den Vermeidungs- und Verminderungsmaßnah-

men des Vorhabensträgers zugeordnet werden, sondern sind Gegenstand der planeri-

schen Abwägung und damit als erhebliche Umweltauswirkungen bei der Entscheidung 

über den Flächennutzungsplan zu berücksichtigen. 

  Artenschutz 

Die Angaben zum Artenschutz im zugehörigen Gutachten sind nachvollziehbar. 

Die CEF-Maßnahmen (vgl. Ziff. 6.2 des Gutachtens zum Artenschutz) sind notwendig, 

um die Realisierbarkeit und damit städtebauliche Erforderlichkeit der Planung gemäß § 

Im Rahmen der Erarbeitung 

des Ausgleichsflächenkon-

zepts werden die erforderli-

chen CEF-Maßnahmen in 

dieses integriert. 
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1 Abs. 3 BauGB zu gewährleisten. Es sollte ein Maßnahmenkonzept, das diese Maß-

nahmen mit dem Eingriffsausgleich und Maßnahmen zum Erhalt des Biotopverbundes 

verknüpft, erstellt werden. Ich rege eine ökologische Baubegleitung an und verweise 

auf die Notwendigkeit eines Monitorings. 

Ich rege an zu prüfen, ob hierzu Darstellungen im Flächennutzungsplan geboten er-

scheinen. Jedenfalls sollte aus hiesiger Sicht eine verbal-argumentative Auseinander-

setzung in der Flächennutzungsplanbegründung erfolgen, mit Planungshinweisen für 

den Bebauungsplan. 

35. RWE Power AG Abt. 

POJ-LN 

- - - 

36. Stadt Bedburg: Fach-

dienst 5 - Stadtpla-

nung, Bauordnung, 

Wirtschaftsförderung 

-  

Von Seiten der Stadt Bedburg bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben. 

Wir wünschen weiterhin viel Erfolg bei der Planung. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

37. Stadt Erkelenz: Pla-

nungsamt 

- - - 

38. Stadt Grevenbroich 

FB 61 Stadtplanung 

Bauordnung 

- - - 

39. Stadt Jüchen: Amt für 

Schulen, Kultur und 

Sport 

- - - 

40. Stadt Jüchen: Amt für 

öffentliche Infrastruk-

tur 

- - - 

41. Stadt Jüchen: Amt für 

öffentliche Infrastruk-

tur - Abwasserbetrieb 

- - - 

42. Stadt Jüchen: Bau-

aufsicht 

- - - 
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43. Stadt Jüchen: Ord-

nungsamt - Brand-

schutz 

Gegen den o. g. Flächennutzungsplan in der vorliegenden Form bestehen aus brand-

schutztechnischer Sicht keine Bedenken.  

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

44. Stadt Jüchen: Ord-

nungsamt - Verkehr  

Aus verkehrstechnischer Sicht keine Bedenken 

Im weiteren Verfahren ist das Amt 32.1 wegen der Verkehrsanbindung zu beteiligen. 

 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

45. Stadt Korschen-

broich: Stadtplanung 

und Bauordnung 

- - - 

46. Stadt Mönchenglad-

bach: FB 61 - Stadt-

entwicklung und Pla-

nung 

- - - 

47. Telefonica Germany 

GmbH & Co. OHG - 

Nürnberg 

die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass auch weiterhin keine Belange von Seiten 

der Telefonica Germany GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

Zur besseren Visualisierung erhalten Sie beigefügt zur E-Mail ein digitales Bild. Das 

Plangebiet ist im Bild mit einer dicken roten Linie eingezeichnet. 

 

 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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48. Verkehrsverbund 

Rhein-Ruhr AöR 

(VRR) 

Nahverkehrsmanage-

ment 

- - - 

49. Vodafone GmbH - 

deutschlandweit 

In den von Ihnen angegebenen Planungsbereichen befinden sich KEINE Glasfaserlei-

tungen und KEINE Kabelschutzrohre der: 

Firma Vodafone GmbH (ehem. ISIS / ehem. Arcor AG & Co. KG) 

Der Leitungsbestand der Vodafone NRW (ehem. Unitymedia) und Vodafone Kabel-

deutschland müssen separat angefragt werden. 

Wir möchten Sie darauf aufmerksam machen, dass Vodafone für die Richtigkeit der 

Angaben gemieteter Fremdtrassen keine Gewährleistung übernehmen kann. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

50. Vodafone NRW 

GmbH 

ehemals Unitymedia 

zum o. a. Bauvorhaben haben wir bereits mit Schreiben vom 04.05.2020 Stellung ge-

nommen. 

 

Redaktionell 

Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung: 

Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände.  

Eigene Arbeiten oder Mitverlegungen sind nicht geplant. 

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

51. Westnetz GmbH:  Re-

gionalzentrum Neuss 

- Netzplanung 

Dokumentation und 

Liegenschaften 

- - - 

52. Westnetz GmbH: 

DRW-S-LK-TM 

Hochspannungslei-

tungen 

110-kV-Hochspannungsfreileitung Frimmersdorf - Rheydt, Bl. 0165 (Maste 25 bis 27) 

 

in dem von uns beigefügten Lageplan im Maßstab 1 : 2000 haben wir die o. g. Hoch-

spannungsfreileitung mit Leitungsmittellinie, Maststandorten und Schutzstreifengren-

zen eingetragen.  

Der Geltungsbereich des obigen Flächennutzungsplanes sowie die Maßnahmen zur 

Vermeidung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkung liegen bereits außer-

halb des 2 x 20,00 m = 40,00 m breiten Schutzstreifens der im Betreff genannten Hoch-

spannungsfreileitung.  

Wir weisen darauf hin, dass sich die tatsächliche Lage der Hochspannungsfreileitung 

und somit auch das Leitungsrecht allein aus der Örtlichkeit ergeben.  

Es werden keine Bedenken 

gegen die Planung geäu-

ßert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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Falls dennoch Maßnahmen im Schutzstreifen der Hochspannungsfreileitung durchge-

führt werden sollen, bitten wir um erneute Beteiligung.  

Wir haben Ihre Unterlagen an die Westnetz GmbH, Regionalzentrum Neuss, weiterge-

leitet. Bezüglich der weiteren von der Westnetz betreuten Anlagen erhalten Sie von dort 

ggf. eine gesonderte Stellungnahme. 

Diese Stellungnahme betrifft nur die von uns betreuten Anlagen des 110-kV Netzes. 

 

 
 

 

 


